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Gewerkschaftliche Reorganisation in Österreich: der ÖGB auf 
dem Weg zu einem Bund von Multibranchengewerkschaften** 
Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich mit der seit mehreren Jahren laufenden  
Reorganisation der Gewerkschaftsbewegung in Österreich. Im Zuge dieser Reorganisation 
hat als Folge von Fusionen der Anteil der Industriegewerkschaften ab- und der Anteil der 
Multibranchengewerkschaften zugenommen. Nach einer Erörterung der Abgrenzung von 
Industrie- und Multibranchengewerkschaften diskutiert der Beitrag die Anwendbarkeit des 
von Müller (2001) entwickelten Kategorienschemas auf die österreichischen Multibran-
chengewerkschaften. Es zeigt sich, dass dieses Schema erweitert werden muss, damit die in 
Österreich entstandenen Multibranchengewerkschaften einordenbar sind. Im weiteren wird 
auf die Hintergründe der Fusionen zu Multibranchengewerkschaften eingegangen. Die  
bisher vollzogenen Fusionen waren primär von den defensiven Motiven finanzschwacher 
Gewerkschaften getrieben und von administrativer Rationalität geleitet. In der geplanten 
Großfusion von fünf Gewerkschaften sind nun konsolidierende Motive von größerer  
Bedeutung und der politischen Rationalität kommt ein höheres Gewicht zu. Als Folge der 
Fusionen, insbesondere der geplanten Großfusion, werden sich auch Rolle und Funktion 
des Dachverbands verändern. 
Union reorganisation in Austria: the ÖGB on the road to becoming an   
association of conglomerate unions 
This paper discusses trade union restructuring in Austria, a process that has been  
going on for several years. In its course, as a consequence of mergers, the share of  
industrial unions has declined and the share of conglomerate unions increased. After a  
discussion of the distinction between industrial and conglomerate unions, the paper  
considers how well the typology developed by Müller (2001) can be applied to  
conglomerate unions in Austria. It is shown that this framework must be extended in order 
to classify the conglomerate unions that have emerged in Austria. Then the focus lies on the 
background of the mergers which led to conglomerate unions. So far, mergers were  
primarily driven by the defensive motives of financially weak trade unions and led by  
administrative rationality. In the planned mega- merger of five trade unions consolidation 
now assumes greater importance and political rationality has a stronger weight. As a  
consequence of the mergers, in particular the planned five-union merger, role and function 
of the peak association will not remain unchanged. 
Key words:  Trade unions, organisational development, industrial relations, 
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1.  Einleitung 
In den letzten zwei Jahrzehnten sind die Strukturen der Gewerkschaften in Ös-
terreich und anderen entwickelten Industrieländern durch Veränderungen ihres Um-
felds zunehmend unter Druck geraten (vgl. z.B. Ebbinghaus/Visser 2000; Visser 
1998). Der Wandel in der Beschäftigtenstruktur (wachsende Bedeutung des Dienst-
leistungssektors, Zunahme kleiner und mittlerer Unternehmen, steigende atypische 
Beschäftigung, Ausgliederungen und Privatisierungen von Bereichen des öffentlichen 
Sektors) hat bisherige Gewerkschaftsstrukturen zunehmend inadäquat gemacht und 
ist mit Mitgliederverlusten einher gegangen. Zudem haben hohe Arbeitslosigkeit, 
Wandel in der Unternehmensstruktur und -organisation sowie steigende Internationa-
lisierung die gewerkschaftliche Interessendurchsetzung schwieriger gemacht und zu 
Einbußen an Gewerkschaftsmacht geführt. Gegen Ende des 20. Jahrhunderts sind die 
Gewerkschaften gezwungen, ihre Organisationsstrukturen zu reformieren, um im ge-
wandelten Umfeld weiter Bestand zu haben. Der österreichische Gewerkschaftsbund 
(ÖGB) befindet sich infolgedessen seit mehreren Jahren in einem Reorganisations-
prozess. Im Laufe dieses Prozesses hat als Resultat von Fusionen die Zahl der Multi-
branchengewerkschaften im ÖGB zu- und die Zahl der Industriegewerkschaften ab-
genommen. Auch in anderen Ländern sind gegen Ende des 20. Jahrhunderts Indust-
riegewerkschaften in zunehmendem Ausmaß von Multibranchengewerkschaften ab-
gelöst worden (vgl. z.B. Hoffmann/Waddington 1998). 
Die Industriegewerkschaft gilt für die Mehrzahl der europäischen Länder als der 
dominierende Gewerkschaftstyp des 20. Jahrhunderts (z.B. Hoffmann/Waddington 
1998: 308). Unter einer Industriegewerkschaft wird im allgemeinen eine Gewerk-
schaft verstanden, die alle Berufe eines Industriezweigs organisiert. Das Kriterium für 
die Abgrenzung der Industriegewerkschaften voneinander ist die „werkstoffdefinierte 
Branchenzugehörigkeit“ (Müller 2001: 109). Demgegenüber organisiert eine Multi-
branchengewerkschaft mehrere unterschiedliche Branchen. Es gibt nicht viele Ge-
werkschaften, die nur eine Branche organisieren. Häufig organisieren Gewerkschaf-
ten, die gemeinhin als Industriegewerkschaften bezeichnet werden, zwei oder drei 
Branchen, die Branchen weisen jedoch einen deutlichen Zusammenhang oder Ver-
wandtschaft beim Werkstoff auf (z.B. die Gewerkschaft Textil, Bekleidung, Leder in 
Österreich oder die IG Bau-Steine-Erden in Deutschland). Bisher wurde keine Defini-
tion entwickelt, die festlegt, ab welcher Anzahl von Branchen bzw. welchem Grad ih-
rer Unterschiedlichkeit eine Gewerkschaft nicht mehr als Industriegewerkschaft bzw. 
ab wann sie als Multibranchengewerkschaft zu klassifizieren ist.  
Österreich wird im allgemeinen als ein von Industriegewerkschaften geprägtes 
Land eingestuft (vgl. Streeck/Visser 1997: 312). Dies trifft jedoch nur mit Ausnah-
men zu. Nachdem der ÖGB 1945 als Einheitsgewerkschaft mit interner parteipoliti-
scher Fraktionierung gegründet worden war, wurde er in 16 Gewerkschaften geglie-
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dert:1 zehn Arbeitergewerkschaften (Gewerkschaft Land-Forst-Garten; Gewerkschaft 
Bau-Holz; Gewerkschaft der Chemiearbeiter; Gewerkschaft Druck und Papier;2 Ge-
werkschaft Metall-Bergbau-Energie; Gewerkschaft Textil, Bekleidung, Leder; Ge-
werkschaft der Lebens- und Genussmittelarbeiter; Gewerkschaft Handel, Transport, 
Verkehr; Gewerkschaft Persönlicher Dienst; Gewerkschaft der gastgewerblichen Ar-
beitnehmer), eine Angestelltengewerkschaft (Gewerkschaft der Privatangestellten), 
vier Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes (Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 
und Gewerkschaft der Gemeindebediensteten für die Hoheitsverwaltung, Gewerk-
schaft der Eisenbahner und Gewerkschaft der Post- und Fernmeldebediensteten für 
die öffentlichen Infrastrukturmonopole Bahn und Post) und die gemischte Gewerk-
schaft Kunst, Medien, Sport und freie Berufe. 
Die separate Organisation der Angestellten in der Privatwirtschaft ist die wesent-
lichste Ausnahme vom industriegewerkschaftlichen Organisationsprinzip. In der Pri-
vatwirtschaft gibt es somit Industriegewerkschaften nur für die Gruppe der Arbeiterin-
nen und Arbeiter. Die Arbeitergewerkschaften der ÖGB-Grundstruktur (d.h. vor den 
Fusionen) sind häufig für mehr als eine Branche zuständig, überwiegend gibt es jedoch 
über den Werkstoff einen Zusammenhang oder eine Verwandtschaft zwischen den in 
derselben Gewerkschaft organisierten Branchen. Die Branchenabgrenzungen der Ge-
werkschaften entsprechen nicht immer den Sektorgrenzen der amtlichen Statistik, wel-
che zudem seit dem 2. Weltkrieg mehrere Male geändert wurden. Dies führt dazu, dass 
in einer Branche mehr als eine Arbeitergewerkschaft tätig sein kann. Da es an klar de-
finierten Abgrenzungskriterien mangelt, ist bei einigen Arbeitergewerkschaften der 
ÖGB-Grundstruktur nicht eindeutig, ob es sich noch um eine Industriegewerkschaft 
handelt oder bereits um eine Multibranchengewerkschaft (z.B. die Gewerkschaft Per-
sönliche Dienste). Die Gewerkschaft Handel, Transport, Verkehr (HTV) hingegen, die 
u.a. auch das medizinische Personal der privaten Krankenanstalten organisiert, ist klar 
als Multibranchengewerkschaft zu klassifizieren. 
Von den anderen Gewerkschaften ist die Gewerkschaft der Privatangestellten 
(GPA), deren Domäne alle Branchen der Privatwirtschaft umfasst, eindeutig eine 
Multibranchengewerkschaft, ebenso die Gewerkschaft Kunst, Medien, Sport und 
freie Berufe (KMSfB) (auf jeden Fall bis zur Abspaltung der Sektion Journalisten im 
Jahr 2001). Die vier Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes organisieren zwar (im 
Gegensatz zu den Gewerkschaften der Privatwirtschaft) die Angestellten gemeinsam 
mit den Arbeiterinnen und Arbeitern, sie entsprechen aber in anderen Punkten nicht 
wirklich der Definition einer Industriegewerkschaft. Eigentlich sind sie Unterneh-
                                                          
1  Mehrere Gewerkschaften haben ihren Namen seit 1945 geändert. Die hier angeführten Namen 
sind die derzeit aktuellen Namen bzw. bei späteren Fusionen oder Domänenerweiterungen die 
vor diesem Ereignis verwendeten Namen. 
2  Die Gewerkschaft Druck und Papier gilt als Arbeitergewerkschaft, sie organisiert jedoch auch 
die technischen Angestellten und wäre genau genommen als eine gemischte Gewerkschaft zu 
klassifizieren. 
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mensgewerkschaften, die die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer eines bestimmten 
Arbeitgebers organisieren. Infolgedessen gehören nicht alle Beschäftigten der Ver-
kehrsbranche zur Domäne der Gewerkschaft der Eisenbahner (GdE) oder der Ge-
werkschaft der Post- und Fernmeldebediensteten (GPF). Die Gewerkschaft Öffentli-
cher Dienst (GÖD) und die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten (GdG) organi-
sieren zwar alle Beschäftigten in der Branche der öffentlichen Verwaltung, dies aber 
getrennt nach Dienstgeber (GÖD: Bund und Länder, GdG: Gemeinden); zudem orga-
nisieren sie auch Beschäftigte, die in anderen Branchen tätig sind (neben der öffentli-
chen Verwaltung sind eine Reihe von Aufgaben unterschiedlichen Branchen zuor-
denbar, wie z.B. das Unterrichtswesen, das Gesundheitswesen oder die städtische 
Abwasser- und Abfallbeseitigung). Diese Form der gewerkschaftlichen Organisation 
ist aufgrund des eigenen Dienstrechts der Beschäftigten sinnvoll. (In den privatisier-
ten Bereichen des öffentlichen Dienstes wird diese Grundlage jedoch sukzessive an 
Bedeutung verlieren.) 
Der vorliegende Beitrag gliedert sich im Folgenden in drei Teile. Der erste Teil 
geht der Frage nach, wie sich die Multibranchengewerkschaften, die in Österreich aus 
Fusionen hervorgingen, klassifizieren lassen. Dazu wird das von Müller (2001) er-
stellte Kategorienschema herangezogen und gezeigt, wie es adaptiert werden müsste, 
um auf die österreichischen Fälle anwendbar zu sein. Der zweite Teil erörtert die Dy-
namik des Prozesses der Formierung von Multibranchengewerkschaften in Öster-
reich. Er beschreibt zunächst, wie es zu dieser Entwicklung gekommen ist und wel-
ches die Anliegen der Akteure sind. Dann werden die Motive und Strategien der fusi-
onierenden Gewerkschaften in Anlehnung an Undy (1999) bzw. Undy et al. (1981) in 
defensive und konsolidierende kategorisiert, und es wird diskutiert, zu welchen 
Kombinationen von defensiven und konsolidierenden Motiven bzw. Strategien es bei 
den einzelnen Fusionen gekommen ist. Weiters wird unter Bezug auf das von Undy et 
al. (1996) entwickelte Rationalitätsmodell nachgezeichnet, wie der Restrukturie-
rungsprozess des ÖGB primär von administrativer Rationalität geleitet worden ist, 
welche Rolle politische und demokratische Rationalität gespielt haben und wie in 
jüngster Zeit der politischen Rationalität eine stärkere Bedeutung zukommt. Das ab-
schließende Resümee kommentiert einige Aspekte des Restrukturierungsprozesses 
und thematisiert die Auswirkungen auf den Dachverband. Neben den bereits vollzo-
genen Fusionen zu Multibranchengewerkschaften werden auch konkret geplante Fu-
sionen in die Betrachtungen mit eingeschlossen.3  
2.  Multibranchengewerkschaften in Österreich 
Neben den bereits in der Grundstruktur des ÖGB vorhandenen Multibranchen-
gewerkschaften sind weitere Multibranchengewerkschaften entstanden, die Resultate 
                                                          
3  Sofern keine anderen Quellen angegeben sind, wurden die Informationen aus Experteninter-
views mit Gewerkschaftssekretären und aus Zeitschriften sowie Internetseiten der Gewerk-
schaften bzw. des ÖGB gewonnen. 
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von Fusionen sind (s. Tab. 1). Die erste Fusion fand 1978 statt, als sich die Gewerk-
schaft Persönliche Dienste (GPD) und die Gewerkschaft der gastgewerblichen Ar-
beitnehmer (GGA) (zwei gleich große Gewerkschaften) zur Gewerkschaft Hotel, 
Gastgewerbe, Persönliche Dienste (HGPD) zusammenschlossen. Im Jahr 1991 fusio-
nierte dann die kleine Gewerkschaft Land-Forst-Garten (GLFG) mit der Gewerk-
schaft der Lebens- und Genussmittelarbeiter (GLG) zur Gewerkschaft Agrar-
Nahrung-Genuss (ANG). Im Jahr 2000 fusionierten die Gewerkschaft Metall-
Bergbau-Energie (MBE) und die kleine Gewerkschaft Textil-Bekleidung-Leder 
(TBL) zur Gewerkschaft Metall-Textil (GMT). Im Mai 2001 fassten die GMT und 
die deutlich kleinere ANG Beschlüsse, um eine Fusion im Jahr 2004 vorzubereiten. 
Wenige Monate später, im Oktober 2001, gaben die beiden großen Gewerkschaften 
GMT und GPA bekannt, dass sie einen Zusammenschluss beabsichtigten. Diesem 
Vorhaben schlossen sich drei kleinere Gewerkschaften, die ANG, die Gewerkschaft 
Druck, Journalismus, Papier (DJP, die vormalige Gewerkschaft Druck und Papier, 
DuP4) und die Gewerkschaft der Chemiearbeiter (GdC) an. Im März 2002 wurde von 
allen fünf Gewerkschaften die formelle Gründungsvereinbarung unterzeichnet. Die 
Fusion zwischen GMT und ANG wird voraussichtlich noch vor der Großfusion statt-
finden.  
Tab. 1:  Gewerkschaftsfusionen in Österreich (Quelle: ÖGB) 
Fusionsjahr Name der  
fusionierten  
Gewerkschaft 
an der Fusion beteiligte  
Gewerkschaften 
(Mitgliederstand1) 




   




   




   











n.n.v. = noch nicht verfügbar 
1  zuletzt verfügbarer Mitgliederstand vor der Fusion (sofern nicht anders angegeben) 
2  Für die geplante Großfusion ist noch kein Zeitpunkt fixiert, angepeilt wird derzeit das Jahr 2005. 
GMT und ANG werden voraussichtlich bereits davor, im Jahr 2004, fusionieren.  
3  Stand im Jahr 2001 
 
 
                                                          
4  Im Jahr 2001 spaltete die Sektion Journalisten von der KMSfB ab und schloss sich der DuP 
an, die ihren Namen in DJP änderte. 
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Wie lassen sich nun die österreichischen Multibranchengewerkschaften klassifi-
zieren? Zur Erörterung dieser Frage wird auf das von Müller (2001: 109-10) entwi-
ckelte Kategorienschema Bezug genommen. Nach Müller können bei Multibranchen-
gewerkschaften vier Kategorien unterschieden werden: 
 Geborene Multibranchengewerkschaften sind als solche gegründet worden.  
 Organische Multibranchengewerkschaften sind aus Industriegewerkschaften 
hervorgegangen, die im Zuge industrieller Wachstums- und Differenzierungs-
prozesse mit Unternehmen, in denen sie gut verankert waren, mitgewachsen sind 
und nun auch Branchen organisieren, die nur noch wenig oder gar nichts mehr 
mit der Herkunftsbranche zu tun haben. 
 Heteronome Multibranchengewerkschaften entstehen durch Übernahme von fi-
nanz- und mitgliederschwachen Kleingewerkschaften durch starke Partnerge-
werkschaften, mit denen sie aber so gut wie keine organisationspolitischen Ü-
berschneidungen aufweisen. Die Integration der völlig unterschiedlichen Bran-
chenklientel wird durch die organisatorische Subordination der kleineren Part-
nergewerkschaft möglich. 
 Homolog fusionierte Multibranchengewerkschaften entstehen durch Fusionen 
von ursprünglich getrennten Gewerkschaften zu (annähernd) homologen Kong-
lomeraten. Es sind dies Fusionen, die von Außenstehenden als „sinnvoll“ wahr-
genommen werden, weil die Gewerkschaften branchenmäßig „zusammenpas-
sen“. Die Gleichwertigkeit der Partnergewerkschaften ist dabei politisch ge-
wollt. Bei krassen Größenungleichgewichten der Partnerinnen stellt dies eine 
Fiktion dar, weshalb diese Fusionen schwieriger zu bewerkstelligen sind.  
Die heteronomen und die homolog fusionieren Multibranchengewerkschaften 
dieser Kategorisierung entstehen durch Fusionen. Die englischsprachige Literatur un-
terscheidet bei Fusionen (mergers) zwischen Zusammenschlüssen (amalgamations), 
bei denen zwei oder mehr Gewerkschaften als gleich große oder zumindest gleich-
wertige Partnerinnen eine neue Gewerkschaft bilden, und Übernahmen (absorptions, 
acquisitions), bei denen eine kleinere Gewerkschaft in einer bedeutend größeren Ge-
werkschaft aufgeht (Chaison 1986: 2-3; Visser/Waddington 1996: 41).5 Nach der Ka-
tegorisierung von Müller geht eine homolog fusionierte Multibranchengewerkschaft 
aus einem Zusammenschluss hervor und eine heteronome Multibranchengewerk-
schaft aus einer Übernahme. 
                                                          
5  Die Übersetzung der englischsprachigen Begriffe amalgamation sind absorption/acquisition 
wurde von Keller übernommen (2001a: 15). Hinzuweisen ist, dass an anderen Stellen (z.B. 
2001a: 16, 121) Keller alternativ zu „Übernahme“ den Begriff „Fusion“ zu verwenden 
scheint. Für eine solche Verwendung des Begriffes „Fusion“ konnte aber sonst in der Litera-
tur keine Unterstützung gefunden werden. Hingegen ist die Verwendung von „Fusion“ als 
Übersetzung von merger üblich (vgl. Hoffmann/Waddington 1998: 229).  
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In die Müllersche Kategorisierung von aus Fusionen hervorgegangen Multibran-
chengewerkschaften gehen drei die Multibranchengewerkschaften charakterisieren-
den Dimensionen mit folgenden Ausprägungen ein: 1. „Zusammenpassen“ oder Ü-
berschneidung der Branchen versus „Nicht-Zusammenpassen“ und Nichtvorhanden-
sein von Überschneidungen, 2. deutlicher Größenunterschied der Partnergewerk-
schaften versus annähernd gleiche Größe der Partnergewerkschaften, 3. Unterord-
nung einer Partnergewerkschaft versus Gleichwertigkeit beider Partnergewerkschaf-
ten. Die in der Müllerschen Kategorisierung enthaltenen Kombinationen von Merk-
malsausprägungen dürften diejenigen sein, die bei den in Deutschland entstandenen 
Multibranchengewerkschaften zu beobachten sind. Theoretisch sind weitere Kombi-
nationen von Merkmalsausprägungen auf diesen drei Dimensionen möglich. 
Nach der Kategorisierung von Müller sind die Multibranchengewerkschaften der 
ÖGB-Grundstruktur geborene Multibranchengewerkschaften. Welche Arten von Ge-
werkschaften sind nun bei den bisherigen Fusionen entstanden? Eine homolog fusio-
nierte Multibranchengewerkschaft entstand mit der HGPD. Beide Fusionspartnerin-
nen waren gleich groß und es gab einige Punkte, in denen die von diesen Gewerk-
schaften vertretenen Branchen Ähnlichkeiten aufwiesen.6 Die Multibranchengewerk-
schaften GMT und ANG entsprechen in zwei Punkten der heteronomen Kategorie 
Müllers. Zum einen handelte es sich um eine große und ein kleine Partnergewerk-
schaft, zum anderen passen die Branchen nicht gut zusammen. Letzteres ist eindeutig 
im Fall der GMT. Bei der ANG besteht ein gewisser Zusammenhang zwischen der 
Landwirtschaft sowie dem Gartenbereich und der Nahrungs- und Genussmittelindust-
rie, allerdings keine Überschneidung. Kein Zusammenhang besteht zwischen der drit-
ten Subbranche in der Domäne der GLFG, der Forstwirtschaft, und der Nahrungs- 
und Genussmittelindustrie.  
In Bezug auf einen anderen Punkt ist allerdings eine Zuordnung vom ANG und 
GMT zur Kategorie der heteronomen Multibranchengewerkschaft problematisch: 
„organisatorische Subordination“ der kleineren Partnergewerkschaft – ein Merkmal 
der heteronomen Multibranchengewerkschaft bei Müller – ist keine treffende Be-
schreibung des Vorgangs der Formierung dieser beiden Gewerkschaften. Formal war 
zwar in beiden Fällen die kleinere Gewerkschaft der größeren Gewerkschaft beigetre-
ten. Die Durchführung einer Übernahme anstelle von Auflösung und Neugründung 
wurde jedoch ausschließlich mit pragmatischen Überlegungen begründet. In der Dar-
stellung gegenüber den Mitgliedern, Funktionärinnen und Funktionären und der Öf-
fentlichkeit wurde transportiert, dass es sich um einen Zusammenschluss und nicht 
                                                          
6  Die dieser Klassifizierung zugrundeliegende Einschätzung, dass es sich um „zusammenpas-
sende“ Branchen handelt, deren gemeinsame gewerkschaftliche Organisierung als „sinnvoll“ 
wahrgenommen wird, könnte durchaus auch angefochten werden. Der Charakter der Bran-
chenzusammensetzung ist ein wesentliches Merkmal, in dem sich homolog fusionierte und 
heteronome Multibranchengewerkschaften unterscheiden. Ob die Branchen einer Multibran-
chengewerkschaft „zusammenpassen“ oder „nicht zusammenpassen“, ist ohne eigens dazu 
durchgeführte empirische Forschung nicht immer eindeutig beurteilbar. 
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um einen Beitritt der einen zur anderen Gewerkschaft handelt: die Beitritte wurden 
generell immer als Zusammenschlüsse bezeichnet und der Name der Gewerkschaften 
wurde dahingehend geändert, dass die beigetretene Gewerkschaft auch enthalten war. 
Die Formalstrukturen der Partnergewerkschaften unterschieden sich kaum, weshalb 
es in diesem Punkt zu keiner Unterordnung der kleineren Gewerkschaft kam. Die 
Struktur der übernehmenden Gewerkschaft wurde für die neue Zusammensetzung a-
daptiert (z.B. richtete die ANG eine zusätzliche Sektion für die ehemalige GLFG ein). 
Anstelle einer organisatorischen Subordination war ein Bemühen um Gleichwertig-
keit der Partnergewerkschaften zu beobachten, anders als in der Müllerschen Katego-
risierung somit auch in den Fällen, wo die Branchen nicht zusammenpassen.7 Es han-
delte sich zwar formal eindeutig um Übernahmen, aber von Ablauf und Ergebnis her 
besaßen die Fusionen auch Merkmale eines Zusammenschlusses. Dies entspricht den 
Beobachtungen von Chaison, der in seinen Ausführungen zu den Fusionsarten darauf 
hinweist, dass es bei Übernahmen und Zusammenschlüssen viele Variationen gibt 
und die Unterscheidung zwischen Übernahme und Zusammenschluss nicht immer 
klar getroffen werden kann (1986: 4).  
Die Abläufe der Fusionen zwischen einer kleineren und einer größeren Gewerk-
schaft in Österreich entsprechen somit weder einer typischen Übernahme noch einem 
typischen Zusammenschluss. Dies ist ein Grund, wieso die daraus hervorgegangenen 
Multibranchengewerkschaften in das Kategorienschema von Müller schwer einzu-
ordnen sind, denn dort baut die Kategorisierung von aus Fusionen hervorgegangenen 
Multibranchengewerkschaften auf der Differenzierung zwischen diesen beiden Fusi-
onsarten auf. Ein zweiter Grund für die Einordnungsprobleme liegt darin, dass im 
Müllerschen Kategorienschema bei Fusionen von Partnergewerkschaften, deren 
Branchen nicht zusammenpassen, nur der Fall einer Übernahme mit Subordination 
der kleineren Partnerin vorgesehen ist.  
Um auf die österreichische Situation anwendbar zu sein, müsste das auf Grund-
lage der deutschen Verhältnisse erstellte Kategorienschema von Müller adaptiert 
werden. Zwar passt von den drei bisher als Resultat einer Fusion formierten österrei-
chischen Multibranchengewerkschaften eine in die Kategorie der homolog fusionier-
ten Multibranchengewerkschaften. Die beiden anderen Fälle passen jedoch nur teil-
weise, aber nicht gänzlich, in die Kategorie der heteronomen Multibranchengewerk-
schaften. Hier müsste eine weitere Kategorie geschaffen werden: Multibranchenge-
werkschaften, die aus der Fusion zwischen einer größeren und einer kleineren Ge-
werkschaft hervorgehen, deren Branchen weder zusammenpassen noch sich organisa-
                                                          
7  Zum Ablauf der Fusionen soll noch angemerkt werden, dass die beiden bisher vollzogenen 
Fusionen zwischen einer kleineren, schwächeren und einer größeren, stärkeren Gewerkschaft 
trotz der Unterschiedlichkeit der Branchen ohne größeren Probleme vonstatten gegangen sind. 
Die Fusion zwischen den beiden gleich großen und annähernd gleich starken Gewerkschaften 
GPD und GGA war hingegen bedeutend schwieriger zu bewerkstelligen und das Zusammen-
wachsen der beiden Organisationen dauerte viele Jahre.  
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tionspolitisch überschneiden, und deren Fusion formal eine Übernahme darstellt, sub-
stantiell jedoch auch Merkmale eines Zusammenschlusses aufweist (und daher nicht 
eine organisatorische Subordination der kleineren Partnergewerkschaft impliziert).  
Aus der geplanten Großfusion zwischen GPA und Arbeitergewerkschaften8 der 
Produktion wird ein sehr heterogenes Gebilde hervorgehen. Zwei der fünf9 Partner-
gewerkschaften sind große, finanzkräftige, annähernd gleich starke Gewerkschaften, 
die anderen drei sind deutlich kleiner und schwächer. Der mit dieser Fusion erfolgen-
de Zusammenschluss zwischen Arbeiterinnen bzw. Arbeitern und Angestellten der-
selben Branche macht Sinn, abgesehen davon passen die Branchen jedoch nicht gut 
zusammen. Die hier entstehende Multibranchengewerkschaft ist schlecht in ein Kate-
gorienschema einordenbar, sie wird eine eigene Kategorie für sich darstellen.  
3.  Die Strukturentwicklung des ÖGB 
 Grundproblematik der ÖGB-Struktur 
Bei der Gründung des ÖGB war ein am Industriegruppenprinzip („Ein Betrieb – 
eine Gewerkschaft“) orientierter Aufbau geplant. Das Industriegruppenprinzip wurde 
dann jedoch nicht voll verwirklicht, vor allem durch die Gründung der Gewerkschaft 
der Privatangestellten (GPA), welche nahezu alle Angestellten der Privatwirtschaft 
organisiert. Die gesonderte Organisation der Privatangestellten hatte den Vorteil, dass 
dadurch die Gründung einer eigenen Angestelltengewerkschaft außerhalb des ÖGB 
verhindert werden konnte (Klenner/Pellar 1999: 545-7). Somit war nur im Öffentli-
chen Dienst die einheitliche gewerkschaftliche Organisation aller Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer eines Betriebs umgesetzt worden.10 Das Industriegruppenprinzip 
wurde nicht nur durch die Gründung der GPA durchbrochen. Unter anderem wider-
sprach ihm auch die Gründung der kleinen Gewerkschaft der Angestellten der freien 
Berufe (nun KMSfB), welcher spezielle Gruppen von Arbeiterinnen und Arbeitern 
und Angestellten angehören. In einigen, zahlenmäßig wenig bedeutenden Bereichen, 
wurde das Industriegruppenprinzip auch innerhalb derselben Arbeitnehmerstatus-
gruppe nicht zur Gänze verwirklicht.11  
                                                          
8  Aus Gründen der Einfachheit ist hier die DJP in der Gruppe der Arbeitergewerkschaften in-
kludiert, obwohl sie seit dem Beitritt der Journalistinnen und Journalisten noch etwas weniger 
eine reine Arbeitergewerkschaft ist als vorher (s. Fn. 2).  
9  Da die ANG voraussichtlich noch vor der Großfusion mit der GMT fusioniert, wird es sich 
zum Zeitpunkt der Großfusion formal gesehen nur mehr um vier Partnergewerkschaften han-
deln. In den laufenden Verhandlungen ist jedoch auch die ANG eine vollwertige Partnerin. 
10  In wenigen kleinen Bereichen gibt es Ausnahmen, z.B. sind in der Land- und Forstwirtschaft 
die öffentlich Bediensteten in Arbeitertätigkeiten Mitglieder der ANG, diejenigen in Ange-
stelltentätigkeiten Mitglieder der GÖD. 
11  Z.B. waren bis 2001 für die Angestellten bei den Printmedien drei Gewerkschaften zuständig: 
Die DuP organisierte neben den Arbeiterinnen und Arbeiter im Druckbereich auch die techni-
schen Angestellten, die Journalistinnen und Journalisten waren in der KMSfB organisiert und 
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 Ablauf der Restrukturierung 
Schon seit Beginn des ÖGB hat es immer wieder Streitigkeiten aufgrund des 
nicht voll verwirklichten Industriegruppenprinzip gegeben. Kontrahentinnen waren 
dabei vor allem die Arbeitergewerkschaften auf der einen und die GPA auf der ande-
ren Seite. Seit mit Ende der 1960er Jahre die Mitgliederbasis der Arbeitergewerk-
schaften in der Produktion (mit Ausnahme des Bauwesens) zu schrumpfen begann, ist 
der Konflikt immer wieder aufgebrochen (Klenner/Pellar 1999: 547, 883-4; Peissl 
1994: 215-221; Traxler 1982: 207-8). Überlegungen, die Angestellten jeweils an die 
Arbeitergewerkschaften ihrer Branche anzugliedern, stießen bisher auf heftigen Wi-
derstand der GPA, wobei auch die Drohung einer Sezession im Raum stand (Karlho-
fer 1999: 25).  
Die erste Fusion im ÖGB, der Zusammenschluss von GPD und GGA im Jahr 
1978, fand statt noch bevor die oben (s. Einleitung) angeführten Veränderungen des 
gewerkschaftlichen Umfelds ihre volle Dynamik entwickelten oder überhaupt began-
nen. Der Grund für diese Fusion waren die finanziellen Probleme, die die GGA von 
Beginn an gehabt hatte. Der Zusammenschluss bot sich auch deshalb an, da beide 
Gewerkschaften Arbeiterinnen und Arbeiter des privaten Dienstleistungssektors or-
ganisierten und beide aufgrund der in ihren Domänen vorherrschenden betrieblichen 
Struktur (Dominanz von Klein- und Familienbetrieben) in der Gewerkschaftsarbeit 
mit ähnlichen Schwierigkeiten konfrontiert waren (Traxler 1982: 208). Die Fusion im 
Jahr 1991 stand dann in Zusammenhang mit dem Strukturwandel der Beschäftigung: 
Die kleine Gewerkschaft Land-Forst-Garten (GLFG) hatte durch starken Mitglieder-
rückgang zunehmend Probleme mit der Aufrechterhaltung ihrer Infrastruktur gehabt 
und fusionierte mit der Gewerkschaft der Lebens- und Genussmittelarbeiter (GLG) 
zur Gewerkschaft Agrar-Nahrung-Genuss (ANG).  
Durch die Veränderungen des Umfelds, insbesondere den wirtschaftlichen 
Strukturwandel, war die ÖGB-Struktur in den 1980er Jahren immer stärker unter 
Druck geraten.12 In Reaktion darauf richtete der ÖGB-Bundeskongress 1991 einen 
„Ständigen Organisationsausschuss“ ein, der Vorschläge zur Weiterentwicklung der 
Organisationsstruktur erarbeiten sollte. Auf Empfehlung dieses Ausschusses be-
schloss der ÖGB-Bundeskongress 1995 die „Kooperation und Konzentration der 
Kräfte in einigen wenigen Bereichen, die sich an den Überbegriffen Produktion, 
Dienstleistung und öffentliche Dienste orientieren“.  
Seit dem Beschluss des Bundeskongresses 1995 und im Einklang mit ihm wur-
den mehrere Kooperations- oder Verbundverträge zwischen Gewerkschaften abge-
                                                                                                                                                                                                
für die Sekretariatsangestellten war die GPA zuständig. Seit 2001 organisiert die DuP auch 
die Journalistinnen und Journalisten (s. Fn. 4). 
12  Der Niedergang der Verstaatlichten Industrie, einer Hochburg des ÖGB, trug wesentlich dazu 
bei, dass der ÖGB in den 1980er Jahren in zunehmendem Maße mit Herausforderungen durch 
Mitgliederrückgang und Veränderungen der relativen Größe der Mitgliedsgewerkschaften 
konfrontiert wurde. 
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schlossen: 1998 zwischen der HGPD, der HTV und der GdE sowie zwischen der 
Gewerkschaft Bau-Holz (GBH), der GdC und der ANG; 1999 zwischen der GPA, der 
DuP, der KMSfB und der GPF13 (Tomasek 1999: 148-59).14 Diese Kooperationspro-
jekte umfassen in jeweils unterschiedlichem Ausmaß die Zusammenarbeit in unter-
schiedlichen Bereichen (u.a. Kollektivvertragspolitik) und die gemeinsame Nutzung 
von Ressourcen (z.B. Büroräumlichkeiten). Zur Vorbereitung der Fusion von MBE 
und TBL im Jahr 2000 war 1998 ebenfalls ein Kooperationsvertrag abgeschlossen 
worden.  
Zur Fusion zwischen MBE und TBL im Jahr 2001 kam es, weil die TBL auf-
grund starker Mitgliederverluste (infolge des Schrumpfens der Textilindustrie) 
Schwierigkeiten hatte, ihre Infrastruktur aufrechtzuerhalten. Auch der ANG machte 
kontinuierlicher Mitgliederrückgang aufgrund des Strukturwandels der Beschäftigung 
zu schaffen. Sie suchte eine Fusionspartnerin und fand diese in der GMT. 2001 fass-
ten beide Gewerkschaften Beschlüsse, um eine Fusion im Jahr 2004 in die Wege zu 
leiten. 
Sowohl die vor 1995 vollzogene Fusion zwischen GPD und GGA, die zur 
Gründung HGPD führte, als auch die Fusion von MBE und TBL, die zur Bildung der 
GMT führte, waren Fusionen, die im Einklang mit dem oben genannten Drei-Säulen-
Plan der gewerkschaftlichen Gliederung stehen. Dasselbe gilt für den Fusionsplan 
von GMT und ANG. (Die Fusion zwischen GLFG und GLG, die zur Bildung der 
ANG führte, kann nicht in Bezug auf den „Drei-Säulen-Plan“ beurteilt werden, da der 
kleine Bereich der Land- und Forstwirtschaft dort nicht enthalten ist.) Zur Verwirkli-
chung des Industriegruppenprinzips fehlte bei den bisherigen Fusionen, ebenso wie 
bei der Mehrzahl der Kooperationen, die GPA.15  
An den vollzogenen Fusionen im Laufe der Reorganisation des ÖGB als Reakti-
on auf die Veränderungen seines Umfelds waren bisher nur Arbeitergewerkschaften 
aus der Produktion (zuzüglich der Land- und Forstwirtschaft) beteiligt.16 Da die Zahl 
der Arbeiterinnen und Arbeiter in der Produktion insgesamt jedoch weiterhin sinkt, 
ist diese Strategie auf längere Sicht wenig zielführend. Rationaler wäre der – von der 
GPA abgelehnte – Zusammenschluss der Arbeiter- und Angestelltengewerkschaft in-
nerhalb von Branchen bzw. Sektoren. Genau dies verfolgte ein von ÖGB-Präsident 
Verzetnitsch Anfang 2001 vorgeschlagener Entwurf. Dieser Plan sah vor, dass die 13 
                                                          
13  Zuvor (1998) hatten die DuP und die GPF einen Kooperationsvertrag abgeschlossen. 
14  Der kleine Bereich der Land- und Forstwirtschaft ist nicht im „Drei-Säulen-Plan“ enthalten. 
Die drei hier zuständigen Gewerkschaften – ANG, GÖD, GPA – haben 1999 einen Koopera-
tionsvertrag abgeschlossen.  
15  Einen kleinen Schritt hin zur Umsetzung des Industriegruppenprinzip gab es 2001 im Print-
medienbereich durch den Übertritt der Sektion Journalisten von der KMSfB zur DuP (dann 
DJP).  
16  Die HGPD wird bei dieser Aussage nicht berücksichtigt, da die Fusion von GPD und GGA 
nicht auf einen Wandel des Umfelds zurückzuführen ist, sondern andere Ursachen hatte. 
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Gewerkschaften in acht Branchengewerkschaften ohne Differenzierung nach Arbeit-
nehmerstatus überführt werden. Die Ausführung dieses Entwurfs hätte eine Zerschla-
gung der GPA bedeutet, ihre Mitglieder wären auf eine Reihe von Industriegewerk-
schaften aufgeteilt worden. Weiters hätte die vorgesehene Brancheneinteilung die be-
reits geplante Fusion zwischen GMT und ANG vereitelt.  
Es war vorauszusehen, dass der Vorschlag Verzetnitschs auf starken Widerstand 
stoßen würde. Zum einen würde die GPA ihre Zerschlagung nicht akzeptieren, zum 
anderen würden sich GMT und ANG nicht von ihren bereits bestehenden Fusionsab-
sichten abbringen lassen. Noch während der Organisationsausschuss im Anschluss an 
den Entwurf von Verzetnitsch einen Vorschlag erarbeitete, gaben GMT und GPA im 
Oktober 2001 überraschend bekannt, dass sie eine Fusion beabsichtigten. Der Plan 
des ÖGB-Präsidenten wurde damit obsolet. Der Fusionsabsicht von GMT und GPA 
schloss sich die ANG an, da sie schon vorher mit der GMT einen Fusionsbeschluss 
gefasst hatte. Die anderen beiden Gewerkschaften, die sich anschlossen, die DJP und 
die GdC, sind so wie die ANG kleine Gewerkschaften mit zunehmenden finanziellen 
Problemen. Die DJP hatte einen Kooperationsvertrag mit der GPA, daraus ergab sich 
für sie der Wunsch, bei diesem Fusionsprojekt mitzumachen. Für die GdC wiederum 
war angesichts des Ausstieg der ANG aus der Kooperation zwischen ANG, GBH und 
GdC sowie der bereits existierenden Zusammenarbeit mit der GPA im Bereich der 
Kollektivvertragsverhandlungen eine Beteiligung am Fusionsprojekt von GPA und 
Arbeitergewerkschaften der Produktion naheliegend. Im März 2002 wurde die for-
melle Gründungsvereinbarung von allen fünf Gewerkschaften unterzeichnet.  
Derzeit sieht es danach aus, dass sich innerhalb des ÖGB drei Blöcke herausbil-
den: a. die neue große Gewerkschaft aus GPA und Arbeitergewerkschaften der Pro-
duktion, b. eine Allianz zwischen den beiden Arbeitergewerkschaften des Dienstleis-
tungsbereichs (HGPD, HTV), der GBH, den Gewerkschaften der privatisierten Infra-
strukturbereiche (Bahn und Post – GdE und GPF), der GdG und der KMSfB 
(„Infra“), c. die eigenständig bleibende GÖD. Das Bestreben der GÖD eigenständig 
zu bleiben, ist mit der Fraktionszugehörigkeit der Gewerkschaftsführung zu erklären: 
der Vorsitzende der GÖD gehört der Fraktion Christlicher Gewerkschafter an wäh-
rend in allen anderen Gewerkschaften der Vorsitzende von der Fraktion Sozialdemo-
kratischer GewerkschafterInnen gestellt wird. 
Mit der geplanten Großfusion der fünf Gewerkschaften wird das Industriegrup-
penprinzip für die Sachgüterproduktion zu einem Großteil verwirklicht werden, aus-
genommen sind das Bauwesen und andere von der GBH organisierter Bereiche. Dort 
und in den privaten Dienstleistungen wird das Industriegruppenprinzip nach wie vor 
nicht umgesetzt sein.  
Nach dieser Darstellung des Ablaufs der Restrukturierung des ÖGB werden die 
nächsten beiden Abschnitte etwas genauer auf die Hintergründe der Formierungen 
der Multibranchengewerkschaften in Österreich und die sie leitenden Formen von Ra-
tionalität eingehen. 
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 Hintergrund der Fusionen zu Multibranchengewerkschaften 
Das treibende Moment der bisherigen Fusionen, die zur Formierung von Multi-
branchengewerkschaften führten, war die prekäre ökonomische Lage einer der betei-
ligten Gewerkschaften. Von den beiden gleich großen Gewerkschaften, die sich zur 
HGPD zusammenschlossen, hatte die GGA mit finanziellen Problemen kämpfen. Bei 
den Fusionen, aus denen die ANG und GMT hervorgingen, hatte jeweils die kleinere 
Partnergewerkschaft (GLFG, TBL) finanzielle Schwierigkeiten gehabt.  
Gewerkschaften, die aufgrund ihrer prekären ökonomischen Lage fusionieren 
wollen, haben in Österreich nur eine sehr beschränkte Auswahl an potentiellen Part-
nerinnen. Die Anzahl der österreichischen Gewerkschaften ist gering, noch geringer 
ist im konkreten Fall die Zahl derer, mit denen unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Domänen eine Fusion überhaupt möglich erscheint. Für die endgültige Wahl einer 
Fusionspartnerin (sofern eine Wahl unter mehreren überhaupt möglich ist) spielen ra-
tionale Überlegungen (z.B. Ausmaß der Berührungspunkte der Domänen) ebenso ei-
ne Rolle wie atmosphärische Elemente (z.B. partnerschaftliches versus dominantes 
Auftreten der Funktionäre einer potentiellen Partnergewerkschaft). Damit es zu einer 
Fusion kommt, muss im Regelfall auch die potentielle Partnergewerkschaft, für die 
die Fusion keine ökonomische Notwendigkeit darstellt, Ziele haben, zu deren Verfol-
gung die Fusion als nützlich eingeschätzt wird. 
Die gleich große Fusionspartnerin der GGA, die GPD, hatte weniger finanzielle 
Probleme als die GGA, aber auch für sie machte die Fusion ökonomisch Sinn. 
Gleichwohl dürfte der Wunsch des ÖGB, dass diese Fusion stattfindet, wesentlich für 
den Fusionsbeschluss der GPD gewesen sein. Für die beiden Fusionen, die in den 
Jahren 1991 und 2000 stattfanden, wird von den größeren Partnergewerkschaften e-
benso wie von den kleineren Partnergewerkschaften das Ziel der Erhöhung der ge-
werkschaftlichen Schlagkraft als ein Motiv gesehen: Fusionen sollen durch die Schaf-
fung mitgliederstarker Gewerkschaften und durch die engere Zusammenarbeit der 
zuvor getrennt organisierten Branchen die Gewerkschaften gegenüber der Arbeitge-
berseite stärken. Damit wird auf die Verschiebung des Machtungleichgewichts rea-
giert, zu der es aufgrund der wirtschaftlichen und politischen Veränderungen in den 
1980er und 1990er Jahren kam. Für die MBE dürfte weiters der Erhalt ihrer starken 
Position innerhalb des ÖGB, welche durch das Schrumpfen ihres Mitgliederanteils – 
als Folge des wirtschaftlichen Strukturwandels – gefährdet war, ein Grund gewesen 
sein, mit der TBL zu fusionieren.  
Im Fall der geplanten Fusion von ANG und GMT gleichen die Hintergründe, die 
dazu geführt haben, denen der Fusion zwischen TBL und MBE. Die geplante Fusion 
zwischen der GPA und den Arbeitergewerkschaften der Produktion durchbricht hin-
gegen das bisherige Muster der Gewerkschaftsfusionen in Österreich in mehreren 
Punkten. Erstens sind nicht nur – so wie bei den Fusionen zuvor – zwei Arbeiterge-
werkschaften an diesem Fusionsprojekt beteiligt. Zweitens ging der Entscheidung 
zum Fusionsplan von GPA und GMT kein Diskussionsprozess innerhalb der Ge-
werkschaften voraus, sondern wurde überraschend beschlossen. Drittens unterschei-
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det sich der Motivmix etwas von dem bisheriger Fusionen. Finanzieller Druck spielt 
bei den drei kleineren Partnergewerkschaften (ANG, DJP, GdC) eine wichtige Rolle. 
Die beiden großen Gewerkschaften GPA und GMT geben aber als Motiv nicht nur 
(wie bei den zwei vorherigen Fusionen üblich) die Notwendigkeit an, auf die Verän-
derungen in der Unternehmensorganisation und der Machtbalance zwischen Unter-
nehmen und Gewerkschaften mit der Schaffung einer großen schlagkräftige Organi-
sation zu reagieren, sondern begründen ihre Fusionsabsicht auch mit der Notwendig-
keit, auf die stattfindenden und geplanten politischen Veränderungen mit der Bildung 
einer mitgliederstarken und schlagkräftigen Organisation zu reagieren.  
Seit dem Regierungswechsel zur Mitte-Rechts-Koalition im Jahr 2000 hat die 
Sozialpartnerschaft in Österreich deutlich an Einfluss verloren. Bereits in den 1990er 
Jahren, zu Zeiten der großen Koalition, ging der Einfluss der Sozialpartnerschaft au-
ßerhalb ihrer Kernbereiche des Arbeitsrechts, der Arbeitsmarktpolitik und der Ar-
beitsbeziehungen zurück (Kittel/Tálos 1999: 129-30). Wichtige Ursachen für diese 
Bedeutungsverringerung der Sozialpartnerschaft waren der verstärkte internationale 
Wettbewerb und politische Veränderungen (v.a. der EU-Beitritt). Die Einbuße an 
Gestaltungsmacht der Sozialpartner ist für die Gewerkschaft ungleich mehr zu tragen 
gekommen als für die Arbeitgeberseite. Schon zu Zeiten der großen Koalition ent-
sprachen die Optionen letzterer (betreffend z.B. Wirtschaftsstandortsicherung) stärker 
denen der Regierung, unter der Mitte-Rechts-Koalition hat die Arbeitgeberseite au-
ßerdem durch enge politischen Kontakte zur Regierung Einfluss ausüben können 
(Karlhofer/Tálos 2000: 395). Von der Mitte-Rechts-Regierung durchgeführte17 und 
von den an ihr beteiligten Parteien beabsichtigte18 Gesetzesänderungen werden von 
den Gewerkschaften als Maßnahmen wahrgenommen, die auf ihre dauerhafte und 
nachhaltige Schwächung abzielen. Die Gründung der mitglieder- und damit finanz- 
sowie leistungsstarken als auch politisch durchsetzungsstarken Gewerkschaft wird als 
„offensive Antwort“ auf diese Veränderungen bezeichnet.  
Nicht zuletzt stellt die Fusionsabsicht von GPA und GMT eine Reaktion auf den 
Plan des ÖGB-Vorsitzenden Fritz Verzetnitsch dar. Die Verhinderung dieses Plans ist 
für GPA und GMT ein wesentlicher Antrieb zur Fassung des Fusionsbeschlusses ge-
wesen. Die GMT befürwortet weiters die Fusion, weil es damit endlich zur gemein-
samen gewerkschaftlichen Organisation von Arbeiterinnen bzw. Arbeitern und Ange-
stellten im Produktionsbereich kommen wird. 
Finanzieller Druck war und ist somit bei den kleineren Gewerkschaften GGA, 
GLFG, TBL, ANG, DuP und GdC der Hauptgrund, eine Fusion anzustreben. Meist 
haben sie ein weiteres Fusionsmotiv: die Erhöhung der gewerkschaftlichen Schlag-
kraft als Gegensteuerung zu Machteinbußen gegenüber der Arbeitsgeberseite. Dieses 
Motiv teilen auch ihre finanziell stärkeren Partnerinnen. Im Fall der großen Gewerk-
                                                          
17  Z.B. die Änderung in der Selbstverwaltung der Sozialversicherungsträger (vgl.   
http://www.eiro.eurofound.eu.int/2001/08/inbrief/AT0108225N.html) 
18  Z.B. die stärkere Verlagerung von Arbeitszeit-Regelungen auf die betriebliche Ebene 
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schaften (MBE, GMT und GPA) ist der Erhalt ihrer starken Position innerhalb des 
Dachverbands ein sehr wesentlicher Fusionsgrund. Ferner wollen GPA und GMT mit 
ihrer Fusion politischen Angriffen auf die Gewerkschaftsbewegung entgegnen.  
In Anlehnung an Undy (1999: 451) bzw. Undy et al. (1981: 214-5) kann bei den 
Motiven und Strategien von fusionierenden Gewerkschaften zwischen defensiven, 
konsolidierenden und aggressiven unterschieden werden. Defensive Gewerkschaften 
befinden sich durch externe Ursachen in einer schwierigen Situation (häufig in finan-
zieller Hinsicht) und streben eine Fusion an, um weitere negativen Entwicklungen 
(wie z.B. Mitgliederrückgang als Folge von Einschränkungen bei der Infrastruktur) 
abzuwenden. Häufig sind defensive Gewerkschaften kleiner als die jeweilige Fusi-
onspartnerin. Konsolidierende Gewerkschaften haben eine relativ sichere Position. 
Angesichts beginnender, extern verursachter Probleme wollen sie ihre Position durch 
eine Fusion stützen. Konsolidierende Gewerkschaften sind häufig größer als die je-
weilige Fusionspartnerin. Aggressive Gewerkschaften wollen mit einer Fusion die 
Basis für eine Expansion schaffen. 
Bei den bisher in Österreich vollzogenen Fusionen hatte jeweils eine Partnerge-
werkschaft mit finanziellen Problemen zu kämpfen (GGA, GLFG, TBL), ihre Moti-
vation fällt in die defensive Kategorie. Für die Fusion 1978 ist die Motivation der an-
deren Partnergewerkschaft, der GPD keiner Kategorie zuordenbar. In den beiden an-
deren Fällen fusionierte die defensive Gewerkschaft (GLFG bzw. TBL) mit einer 
größeren Gewerkschaft, deren Motive stärker konsolidierende Aspekte aufwiesen. 
Dies betrifft vor allem ihre Absicht, mit einer Fusion auf die Verschiebung der 
Machtbalance zugunsten der Arbeitgeberseite zu reagieren. Weiters fällt darunter das 
Bestreben, durch eine Fusion die Position innerhalb des ÖGB abzusichern. Da in al-
len Fällen der entscheidende Faktor zum Zustandekommen der Fusionen die notwen-
dig gewordene defensive Strategie der kleineren oder finanzschwächeren Fusions-
partnerinnen war, überwiegt bei den bisher durchgeführten Fusionen der defensive 
Charakter. Im Fall der geplanten Großfusion kann, analog zu anderen Fusionen, die 
Fusionsmotivation bei den drei kleineren Partnergewerkschaften der defensiven Ka-
tegorie zugeordnet werden und bei den beiden großen Gewerkschaften der konsoli-
dierenden. Während bei den bisherigen Fusionen der defensiven Motivlage der fi-
nanzschwächeren Partnergewerkschaft die entscheidende Rolle für die Entscheidung 
zur Fusion zukam, ist bei der geplanten Großfusion der fünf Gewerkschaften in 
Summe den konsolidierenden Motiven der beiden großen Gewerkschaften ein stärke-
res Gewicht beizumessen. Aggressive Motive für Fusionen können in Österreich 
nicht beobachtet werden. 
 Geleitet von welcher Rationalität? 
In Erweiterung der Arbeit von Child et al. (1973: 77-81) entwickelten Undy et 
al. (1996: 8, 245-6) in ihrer Untersuchung von gewerkschaftlichen Reaktionen auf ex-
ternen Druck ein Rationalitätsmodell, das aus drei, miteinander in Beziehung stehen-
den Formen von Rationalität besteht: der politischen, der demokratischen und der 
administrativen Rationalität. Die politische Rationalität umfasst die grundlegenden 
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Ziele der Gewerkschaft und die primären Mittel, mit denen die Gewerkschaft diese 
Ziele erreichen will. Die demokratische Rationalität bezieht sich auf gewerkschaftli-
che Demokratie und Leitungsformen bzw. -strukturen. Bei der administrativen Ratio-
nalität geht es um Verfahren zur effizienten Führung der Gewerkschaft, vor allem um 
Effizienz der finanziellen Ressourcen (vgl. auch Willman/Cave 1994: 398).  
Die bisher vollzogenen Fusionen innerhalb des ÖGB, aus denen Multibranchen-
gewerkschaften hervorgingen, waren primär Resultat der ökonomisch prekären Situa-
tion einer der beiden Fusionspartnerinnen. Die Gewerkschaften erwarteten sich, dass 
in der fusionierten Organisation die Ressourcen effizienter eingesetzt werden können. 
Somit leitete die administrative Rationalität die Entscheidung zur Formierung der 
Multibranchengewerkschaften. Gründe der politischen Rationalität standen bei den 
konsolidierenden Partnergewerkschaften stärker im Vordergrund. Dies betraf zwar 
nicht die politischen Ziele, jedoch die Mittel zur Erreichung dieser Ziele. Es ging um 
die Absicherung der bisherigen Position gegenüber der Arbeitgeberseite, was Vor-
aussetzung für die erfolgreiche Verfolgung der Ziele ist. Auch im Fall der defensiven 
Gewerkschaften, die eine Fusion primär aus Gründen der administrativen Rationalität 
anstrebten, stand im Hintergrund die politische Rationalität. Denn ein gewisses Aus-
maß an administrativer Effizienz ist eine Grundvoraussetzung für politisches Han-
deln. Die Mittel selbst wurden an Veränderungen des Umfelds angepasst (z.B. inten-
sivere Zusammenarbeit zwischen unterschiedlichen Branchen), jedoch nicht wirklich 
verändert.  
Die demokratische Rationalität spielte bei der Formierung neuer Multibranchen-
gewerkschaften insofern eine Rolle, als die demokratische Effektivität beachtet wer-
den musste, um die Fusionen zustande zu bringen. Im Fall der HGPD gab es jahre-
lange Schwierigkeiten mit dem Zusammenwachsen der beiden Teile, in den ersten 
Jahren war die proportionale Besetzung von Führungspositionen (proportional nach 
den beiden Hälften der Ursprungsgewerkschaften) ein wichtiges Thema. In der ANG 
wurden Regelungen vereinbart, die für eine Übergangszeit der kleineren Fusionspart-
nerin Sitze in den Gremien und Führungspositionen garantierten. Bei der Formierung 
der GMT wurde primär der Weg gewählt, vor und nach der Fusion viele Gespräche 
zu führen, um zu Einigungen in strittigen Punkten zu kommen und vorhandene Vor-
behalte auszuräumen. Bei allen Gewerkschaftsfusionen bezogen sich Maßnahmen, 
die auf die demokratische Effektivität abzielten, primär auf die haupt- und ehrenamt-
lichen Funktionärinnen und Funktionäre. Die Mitspracherechte der Mitglieder waren 
bei den Fusionspartnerinnen sehr ähnlich gestaltet und vom Ausmaß her eher be-
scheiden, tendenziell werden die Ehrenamtlichen (Betriebsrätinnen und Betriebsräte) 
als Sprachrohr der Mitglieder betrachtet. Weder die Meinung der Mitglieder noch die 
Strukturen der Mitgliederbeteiligung waren bei den bisherigen Formierungen zu Mul-
tibranchengewerkschaften ein relevantes Thema.  
Zwischen demokratischer und administrativer Rationalität gibt es eine grund-
sätzliche Spannung (Child et al. 1973: 78). Bei Fusionen zu Multibranchengewerk-
schaften, welche, so wie Fusionen im allgemeinen, häufig aus Gründen der administ-
rativen Rationalität durchgeführt werden, tritt diese Spannung zutage. Zum einen ent-
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stehen Probleme der demokratischen Effektivität, da die Initiative zur Fusion in der 
Regel von der Gewerkschaftsführung kommt und niederrangige Funktionäre, Ehren-
amtliche und vor allem einfache Mitglieder wenig Mitsprachemöglichkeiten haben 
(vgl. Willman/Cave 1994: 405). Zum anderen entstehen Probleme durch die Trans-
formation zu einer Großorganisation. Funktionäre, Ehrenamtliche und Mitglieder 
sind an „ihre“ Gewerkschaft, an die Traditionen und Gewerkschafts- bzw. Branchen-
identitäten gebunden. Um Austritte zu vermeiden muss diese Bindung aufrechterhal-
ten werden. Zur Bewahrung oder Etablierung von Branchenidentitäten haben sich 
Multibranchengewerkschaften bisher häufig für eine interne Strukturierung nach 
Branchen in Form von Sektionen oder Branchenarbeitskreisen entschieden, wobei al-
lerdings nicht gesichert ist, dass es sich um eine hochgradig wirkungsvolle Maßnah-
me handelt. Die Transformation zu einer größeren Gewerkschaft kann sich weiters 
über eine Reduzierung der inneren Demokratie negativ auf die demokratische Effek-
tivität auswirken: Generell ist die innere Demokratie des ÖGB von verschiedenen 
Seiten immer wieder als zu gering kritisiert worden (Klenner/Pellar 1999: 861-2). 
Daraus folgt, dass die demokratische Effektivität des ÖGB und seiner Mitgliedsge-
werkschaften insgesamt nicht sehr hoch ist. Es gibt jedoch Unterschiede zwischen 
den Gewerkschaften, wobei tendenziell die Möglichkeiten zur Mitwirkung für Ehren-
amtliche in kleineren Gewerkschaften höher sind. Mit dem Wachsen einer Gewerk-
schaft, wie dies bei den Fusionen zu Multibranchengewerkschaften der Fall ist, ver-
ringern sich diese Mitwirkungsmöglichkeiten.  
Während bei den bisher vollzogenen Fusionen zu Multibranchengewerkschaften 
die Gründe der administrativen Rationalität die treibende Kraft darstellten und auch 
von außen stärker wahrgenommen wurden, sind bei der geplanten Großfusion Gründe 
der politischen Rationalität ausschlaggebend für die Beteiligung der beiden großen 
Gewerkschaften GPA und GMT. Sowohl das Bestreben um Absicherung ihrer Positi-
on gegenüber den Arbeitgebern und der Regierung als auch innerhalb des Gewerk-
schaftsbundes ist der politischen Rationalität zuzuordnen (vgl. Undy 1999: 453-4). 
Weniger eindeutig ist, ob und wie das Ziel, durch eine Fusion die Zerschlagung durch 
eine vom Dachverband angestrebte Restrukturierung zu verhindern – wie dies bei der 
GPA der Fall ist – in das Rationalitätsmodell einzuordnen ist. Es handelt sich beim 
Zerschlagungsplan um eine schlagartige, existentielle Bedrohung von außen, die aber 
nicht über eine der drei Rationalitäten vermittelt ist. Unter dem Gesichtspunkt, dass 
durch die Fusion die eigene Position gestärkt werden soll, damit die Umsetzung des 
Zerschlagungsplan verhindert wird, könnte diese Strategie ebenfalls der politischen 
Rationalität zugeordnet werden.  
Derzeit (2002) diskutiert die GPA – ohne die Partnergewerkschaften der geplan-
ten Fusion – ihre neue politische Positionierung. Die politischen Ziele, die im diesbe-
züglich erarbeiteten Entwurf expliziert werden, entsprechen den bisherigen Zielen. 
Bei den Mitteln zur Erreichung der Ziele wird jedoch eine Veränderung angedeutet: 
„Ein Umdenken in der Strategie der Gewerkschaften ist notwendig, da die traditionel-
le Durchsetzung der Interessen auf Basis von Konsens und Konfliktvermeidung im 
Rahmen der Sozialpartnerschaft nicht mehr (bzw. nur mehr) in sehr begrenztem 
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Ausmaß möglich ist. Ein Fortsetzen der Konfliktvermeidung, ohne Zugeständnisse zu 
erzielen, ist ein Zeichen der Schwäche von Seiten der Arbeitnehmerorganisationen. 
Konsequenz müsste ein zunehmendes Maß an Mobilisierung und Kampfmaßnahmen 
sein. Die GPA setzt sich für eine derartige Vorgangsweise ein, sollten andere Wege 
nicht zum Ziel führen“ (GPA 2002: 3). Nachdem bereits bei der Bekanntgabe des Fu-
sionsvorhabens Gründe der politischen Rationalität eine bedeutende Rolle einnah-
men, könnte die derzeit in der GPA geführte Diskussion dazu führen, dass die politi-
sche Rationalität bei der Formierung der neuen Multibranchengewerkschaft eine stär-
kere Rolle spielt als dies bisher bei Fusionen zu Multibranchengewerkschaften der 
Fall war.  
4.  Resümee 
In Reaktion auf Veränderungen des Umfelds, die seine Strukturen unter erhebli-
chen Druck setzten, befindet sich der ÖGB seit mehreren Jahren in einem Reform-
prozess. Im Zuge dessen hat sich die Zahl der Gewerkschaften durch Fusionen von 16 
auf 13 verringert. Dabei ist der Anteil der Industriegewerkschaften zurückgegangen, 
es sind immer mehr Multibranchengewerkschaften entstanden. An Fusionen waren 
bisher nur Arbeitergewerkschaften beteiligt. Die separate Organisation der Angestell-
ten in der Privatwirtschaft ist von den bisherigen Veränderungen der Gewerkschafts-
strukturen nicht berührt worden. Die theoretisch logisch erscheinende Fusion von Ar-
beiter- und Angestelltengewerkschaft innerhalb derselben Branche bzw. desselben 
Sektors war nicht machbar, da dies die Aufspaltung der GPA bedeuten würde und 
deshalb von ihr abgelehnt wird. Im Jahr 2002 beschlossen fünf Gewerkschaften, eine 
Großfusion, die in einigen Jahren stattfinden soll. An diesem Vorhaben ist nun auch 
die GPA beteiligt. Damit wird das Industriegruppenprinzip für die Sachgüterproduk-
tion zu einem Großteil verwirklicht werden. Gegen bisherige Pläne zur Umsetzung 
des Industriegruppenprinzips, die die Zerschlagung der GPA implizierten, hat sich die 
GPA immer gewehrt. Im Unterschied dazu wird bei der geplanten Großfusion die 
GPA ungeteilt in die neue Gewerkschaft eingehen.  
Eine gewisse Parallele besteht zur Entwicklung in Deutschland: dort schloss sich 
die Deutsche Angestellten-Gewerkschaft (DAG), die sich auch lange gegen das Indust-
rieverbandsprinzip gewehrt hatte, vor kurzem mit anderen Gewerkschaften zur Verein-
ten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) zusammen. Deutschland und Österreich wei-
sen starke Ähnlichkeiten im System der industriellen Beziehungen auf. Zwar gibt es 
Unterschiede in der Ausgangslage von GPA und DAG (u.a. hinsichtlich der ökonomi-
schen Lage) sowie im Charakter der Großfusion (v.a. in Hinblick auf die beteiligten 
Sektoren und die Konsequenzen für die Angestelltengewerkschaft), dennoch könnte die 
in Deutschland und Österreich gleichzeitig verlaufende Aufgabe der separaten gewerk-
schaftlichen Organisation der Angestellten bzw. die Absicht dazu darauf hinweisen, 
dass sich in dem die beiden Länder kennzeichnenden System der industriellen Bezie-
hungen diese Form der gewerkschaftlichen Organisation überholt hat. 
Derzeit bilden sich im ÖGB drei Blöcke heraus: a. GPA mit Arbeitergewerk-
schaften der Produktion, b. GÖD und c. „Infra“ (bestehend aus den restlichen Ge-
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werkschaften). Auffällig sind bei dieser Formierung vor allem zwei Inkonsisten-
zen:  
 In die Gewerkschaft, die aus der Fusion von GPA und Arbeitergewerkschaften 
der Produktion hervorgehen wird, passen die Angestellten aus dem Dienstleis-
tungsbereich nicht gut hinein. Eine Transferierung der Angestellten zu den je-
weiligen Arbeitergewerkschaften des Dienstleistungsbereichs würde jedoch eine 
Spaltung der bisherigen GPA bedeuten, was diese immer abgelehnt hat.  
 Eine Allianz zwischen der GÖD und der GdG – beides Gewerkschaften des öf-
fentlichen Dienstes, deren Mitglieder ein eigenes Dienstrecht haben – wäre na-
heliegend, ist jedoch aus fraktionspolitischen Gründen äußerst unwahrschein-
lich. 
Zu einer weiteren Inkonsistenz ist es in den letzten Jahren in den aus der Ho-
heitsverwaltung ausgegliederten Bereichen gekommen. Die Entwicklung der gewerk-
schaftlichen Organisation steht hier nicht in Einklang mit dem ursprünglichen Orga-
nisationsprinzip des ÖGB: obwohl die neu eintretenden Beschäftigten keine öffent-
lich Bediensteten mehr sind und für sie Kollektivverträge ausgehandelt werden,19 
werden sie in der Regel nach wie von der GÖD bzw. der GdE und der GPF vertreten 
anstatt z.B. von der GPA oder der HTV. Im Bereich der Telekommunikation hat sich 
allerdings neben der GPF auch die GPA etablieren können.  
Die Restrukturierung des ÖGB folgt somit nur bedingt einer sektoralen Logik. 
Die sich im Zuge der Reformen herausbildenden Inkonsistenzen stehen im Einklang 
mit der Entwicklung in anderen Ländern: vorwiegend entstehen Multibranchenge-
werkschaften mit inkohärenten, agglomerierten Teilen, deren Organisationsbasis in 
Bezug auf Branchen konturen- und grenzenlos ist (vgl. Hoffmann/Waddington 1998: 
308-9; Streeck/Visser 1997: 322-3). Einer rein rationalen Restrukturierung stehen 
zum einen die Gewachsenheit der Strukturen, die Gebundenheit von Mitgliedern, Eh-
renamtlichen und Funktionären an ebendiese, parteipolitische Differenzen und andere 
interne Machtkämpfe entgegen. Zum anderen wird es aufgrund der vielfältigen und 
zunehmenden Verflechtungen zwischen Branchen immer schwieriger, „stimmige“ 
Branchenabgrenzungen vorzunehmen, innerhalb derer sich „sinnvolle“ Fusionen 
vollziehen könnten. Es wird sogar in Frage gestellt, ob dies überhaupt noch möglich 
sei (Keller 2001b: 547; Streeck/Visser 1997: 326). 
Die bisherige Formierung von Multibranchengewerkschaften innerhalb des 
ÖGB war von der defensiven Motivlage finanzschwacher Gewerkschaften getrieben, 
die vorrangig aus Gründen der administrativen Rationalität eine Fusion anstrebten. 
Der Reformprozess des ÖGB ist insgesamt stark von administrativer Rationalität ge-
                                                          
19  Bisher wurde für diese Unternehmen ein eigener Kollektivvertrag ausgehandelt. Während in 
Österreich in der Regel nur Verbände die Kollektivvertragsfähigkeit besitzen, wurde in diesen 
Fällen den Unternehmen die Kollektivvertragsfähigkeit zuerkannt, auch in den Fällen, wo es 
eigentlich einen Branchenkollektivvertrag gibt.  
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leitet. Es wird eine Dominanz der organisationspolitischen Debatte über die pro-
grammatische festgestellt, strategische und politische Gesichtspunkte sind bisher 
kaum in die Reformen miteinbezogen worden (Paiha et al. 2002: 86). Im Prozess der 
Formierung der Multibranchengewerkschaft ver.di in Deutschland dominierte eben-
falls die organisationspolitische Debatte vor der programmatischen (Müller 2001: 
119). Müller stellt dazu fest: „Multibranchengewerkschaften werden nicht um Pro-
gramme herum gebaut“ (2001: 134).  
Im Vergleich zu bisherigen Fusionen kommt bei der vor kurzem getroffenen Fu-
sionsentscheidung der fünf Gewerkschaften den konsolidierenden Motiven der bei-
den großen Gewerkschaften ein stärkeres Gewicht zu. Damit sind die Gründe der ad-
ministrativen Rationalität weniger dominant, ausgehend von den beiden großen Fusi-
onspartnerinnen ist die politischen Rationalität von höherer Bedeutung. Gemeinsam 
mit der derzeit in der GPA stattfindenden Diskussion um die politische Positionie-
rung bietet dies eine gewisse Chance, dass bei der Formierung dieser Multibranchen-
gewerkschaft auch programmatische Debatten geführt werden werden.  
Eine der großen Herausforderungen an die Gewerkschaften stellt die zunehmen-
de Heterogenisierung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dar. Sie erschwert 
die für die Interessenvertretung förderliche Interessenvereinheitlichung und schwächt 
die Solidarität. Auf diese Herausforderung wird bei der Formierung der neuen großen 
Multibranchengewerkschaft eingegangen werden müssen. Es geht darum, sowohl 
wenig organisierte Gruppen zu gewinnen als auch bisherige Mitglieder zu halten. Da-
für ist notwendig, dass diverse Gruppen sich mit ihren partikularen Interessen in der 
Großorganisation der Multibranchengewerkschaft repräsentiert sehen. Die bisher übli-
chen Branchenstrukturen zur Aufrechterhaltung der Branchenidentitäten sowie die in 
einigen Fällen eingerichteten Berufsstrukturen werden dafür nicht ausreichen. Neue 
Typen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sind quer zu den Branchengrenzen 
entstanden und können auch mehreren Berufen angehören. Um als Mitglieder gewon-
nen zu werden müssen sie sich in der Struktur der Gewerkschaft wiederfinden. Die 
GPA, deren Domäne von diesen Entwicklungen überdurchschnittlich betroffen ist, hat 
bereits damit begonnen, dieser Anforderung stärker zu entsprechen: seit kurzem gibt es 
Interessengemeinschaften für spezifische Gruppen von Mitgliedern, z.B. ökonomisch 
abhängige Selbständige, unabhängig von ihrer Branchenzugehörigkeit. 
Die geplante gewerkschaftliche Restrukturierung wird deutliche Auswirkungen 
auf den ÖGB haben. Das Entstehen großer gewerkschaftlicher Agglomerate, die ihre 
Infrastruktur völlig alleine betreiben können, hat generell zur Folge, dass für die 
Dachverbände nur mehr wenige Aufgaben übrig bleiben (Streeck/Visser 1997: 327-
9). Die laufenden Umstrukturierungen werden Rolle und Funktion des ÖGB ändern. 
Die aus der geplanten Fusion der fünf Gewerkschaften hervorgehende Gewerkschaft 
wird ca. 40 Prozent der Gewerkschaftsmitglieder umfassen. Diese Gewerkschaft wird 
vom ÖGB als Dachverband nur wenig Unterstützung benötigen und deshalb versu-
chen, ihren Beitrag zur Finanzierung des ÖGB zu reduzieren. Weiters ist wahrschein-
lich, dass sich die interne Machtverteilung zwischen dem ÖGB und dieser neuen gro-
ßen Mitgliedsgewerkschaft zuungunsten des ÖGB verschiebt.  
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